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Z
iel des neuen HinweisgeberInnen-

schutzgesetzes (HSchG, im Volks-

mund Whistleblower-Richtlinie) ist 

es, rechtskonformes Verhalten zu bestär-

ken und sichere Kanäle zur Verfügung zu 

stellen, um Rechtsverletzungen in Berei-

chen von besonderem öffentlichen Inter-

esse melden zu können, ohne Repressa- 

lien fürchten zu müssen. Neben Rechts-

bereichen wie Umweltschutz oder öffent-

liche Gesundheit gilt der Fokus des Geset-

zes insbesondere dem öffentlichen Auf-

tragswesen.

Wer ist ein Hinweisgeber?

Das HinweisgeberInnenschutzgesetz gilt 

für alle Personen, die aufgrund laufender 

oder früherer beruflicher Verbindung In-

formationen über eine Rechtsverletzung in 

den im Gesetz aufgezählten „sensiblen“ Be-

reichen erlangt haben. Der Kreis der ge-

schützten Hinweisgeber wird durch das 

Gesetz bewusst sehr weit gesteckt, das Ge-

setz verlangt nur eine „berufliche Verbin-

dung“. Dabei ist nicht nur der unmittelba-

re Hinweisgeber geschützt, sondern auch 

Personen, die Hinweisgeber unterstützen 

oder sonst von nachteiligen Folgen betrof-

fen sein können.

Der Schutz des Gesetzes gilt dann, 

wenn der Hinweisgeber auf Grundlage 

der ihm zur Verfügung stehenden Infor-

mationen und der tatsächlichen Umstän-

de mit hinreichenden Gründen anneh-

men konnte, dass der von ihm gegebene 

Hinweis wahr ist und in den Geltungsbe-

reich des Gesetzes fällt. Nicht schützens-

wert ist ein Melder also, wenn er weiß, 

dass der gemeldete Hinweis gar nicht der 

Wahrheit entspricht. Ein „gutgläubiger“ 

Hinweisgeber ist aber jedenfalls vom Ge-

setz geschützt, selbst wenn sich der Hin-

weis als unzutreffend oder nicht relevant 

herausstellen sollte.

Welche Unternehmen müssen  

die Vorgaben zum Hinweisgeber-

schutz umsetzen?

So weit der Schutzbereich für die Hin-

weisgeber gesteckt wurde, so unklar ist 

die Definition der durch das Gesetz Ver-

pflichteten: Grundsätzlich soll das Gesetz 

für Unternehmen und juristische Perso-

nen des öffentlichen Sektors mit jeweils 

50 oder mehr Arbeiternehmern oder Be-

diensteten gelten, sofern (?) sie in den ge-

nannten „sensiblen“ Bereichen Hinweise 

auf Rechtsverletzungen erhalten (kön-

nen?). Da die „sensiblen“ Bereiche aber 

sehr weitreichend sind bzw faktisch wohl 

jedes Unternehmen (zumindest theore-

tisch) in diesen Bereichen Rechtsverlet-
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zungen setzen könnte, gilt das Gesetz de 

facto wohl für alle Unternehmen mit 50 

oder mehr Mitarbeitern. Sowohl öffentli-

che Auftraggeber (Bund, Länder, Gemein-

den, sonstige Rechtsträger wie BIG, Asfi-

nag usw) als auch private Unternehmen 

müssen daher entsprechende Meldekanä-

le vorsehen. Die Umsetzung (Einrichtung 

interner Stellen) hat binnen der folgen-

den Zeiträume zu erfolgen:

// Unternehmen mit mehr als 250 Mitar-

beitern müssen die Vorgaben des Hin-

weisgeberInnenschutzgesetzes bis 

längstens 25.8.2023 umsetzen;

// Unternehmen mit 50-250 Mitarbeitern 

müssen die Vorgaben bis längstens 

17.12.2023 umsetzen.

Sind Hinweisgeber ausreichend  

geschützt?

Das HSchG schützt nur die Hinweisgebung 

betreffend Rechtsverletzungen in den defi-

nierten Bereichen. Zwar umfasst eine 

Rechtsverletzung laut Gesetzesdefinition 

jeden Verstoß gegen eine Rechtsvorschrift 

der genannten Bereiche oder gegen deren 

Ziel oder Zweck. Es bleibt aber – was schon 

im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses 

kritisiert wurde – das Risiko des Hinweis-

gebers, ob die Verletzung tatsächlich ei-

nem der genannten Bereiche zuzuordnen 

ist (widrigenfalls er oder sie keinen Hin-

weisgeberschutz genießt).  

Im öffentlichen Auftragswesen ist die 

Zuordnung auf den ersten Blick relativ 

einfach: Alle Verstöße gegen das Bundes-

vergabegesetz sind umfasst. Dies können 

z.B. Nichtbeachtung/Verstöße bei der 

Auftragswertberechnung und Wahl des 

Vergabeverfahrens (z.B. unzulässige Di-

rektvergaben) sein, das Nicht-Verhindern 

von Interessenskonflikten, rechtswidrig 

auf bestimmte Bieter „zugeschnittene“ 

Ausschreibungen oder Verstöße gegen 

Geheimhaltungsvorschriften während 

eines Vergabeverfahrens (z.B. Weitergabe 

von Angebotspreisen oder Kalkulations-

unterlagen).

Was haben Unternehmen zu tun?

Die betroffenen Unternehmen (und öf-

fentliche Auftraggeber) müssen entspre-

chende (interne) Hinweisgeberschutzsyste-

me implementieren. Das Hinweisgeber-

schutzsystem bzw die Meldestelle ist fi-

nanziell und personell hinreichend 

auszustatten, auch ist sicherzustellen, dass 

die Vertraulichkeit der Identität des Hin-

weisgebers und Dritter gewahrt wird. Jeder 

Hinweis ist auf seine Stichhaltigkeit zu 

überprüfen und die Prüfung zu dokumen-

tieren; offenkundig falsche Hinweise sind 

zurückzuweisen. Spätestens drei Monate 

nach Entgegennahme des Hinweises ist 

dem Hinweisgeber bekannt zu geben, wel-

che Maßnahmen ergriffen wurden oder 

aus welchen Gründen der Hinweis nicht 

weiterverfolgt wird.

Höhe der Strafen 

Die Behinderung der Hinweisgebung, der 

Druck auf einen Hinweisgeber oder die 

Setzung von Vergeltungsmaßnahmen für 

eine Hinweisgebung, die Verletzung der 

Bestimmungen zum Schutz der Vertrau-

lichkeit sowie die wissentlich falsche Hin-

weisgebung sind mit einer Verwaltungs-

strafe von bis zu EUR 20.000, im Wiederho-

lungsfall EUR 40.000, bedroht (sofern nicht 

andere Gesetze eine strengere Bestrafung 

vorsehen).

Zusammenfassung

Das HinweisgeberInnenschutzgesetz trifft 

– neben öffentlichen Stellen – eine Viel-

zahl von „privaten“ Unternehmen; de facto 

wohl jedes Unternehmen mit 50 oder 

mehr Mitarbeitern. Ein robustes Compli-

ance Management System kann – neben 

der Sicherung rechtskonformen Verhaltens 

– vor einer Vielzahl von Haftungen (Ge-

schäftsführerhaftung, Haftung im Rahmen 

der Verbandsverantwortlichkeit usw) be-

wahren als auch im Extremfall das unter-

nehmerische „Überleben“ sichern (wenn 

mit dem CMS die „Selbstreinigung“ des 

Unternehmens und damit die Wiedererlan-

gung der Zuverlässigkeit für die Erbrin-

gung von öffentlichen Aufträgen sicherge-

stellt wird). //
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// Das neue HinweisgeberInnen-

schutzgesetz soll Whistleblower/

Hinweisgeber schützen, die auf 
Missstände/Rechtsverletzungen in 
bestimmten Bereichen (etwa öf-
fentliches Auftragswesen, Umwelt-
schutz, Produktsicherheit) hinwei-
sen, und derart Compliance und 
Transparenz in Bereichen von öf-
fentlichem Interesse stärken.

// Auch wenn das Gesetz zum An-
wendungsbereich schwammig ist, 
wird das Gesetz – neben dem „öf-
fentlichen Bereich“ – de facto für 

jedes „private“ Unternehmen mit 

50 oder mehr Mitarbeitern gelten. 
Faktisch wird wohl jedes Unterneh-
men mit 50 Mitarbeitern die Vorga-
ben an den Hinweisgeberschutz 
umsetzen müssen! 
• Unternehmen mit mehr als 250 

Mitarbeitern müssen die Vorgaben 
des Hinweisgeber:innenschutz- 
gesetzes (Einrichtung interner 
Stellen bzw Kanäle) bis längstens 
25.8.2023 umsetzen;

• Unternehmen mit 50-250 Mitar-
beitern müssen die Vorgaben bis 
längstens 17.12.2023 umsetzen.

// Die Einrichtung eines funktionie-
renden Whistleblowing-Systems  
ist notwendiges Element eines  
robusten Compliance Management 

Systems. Zur Vermeidung von Haf-
tungen und insbesondere für die 
Beurteilung der vergaberechtlichen 
Zuverlässigkeit kann einem sol-
chen System – unabhängig von der 
konkreten Geltung des Hinweisge-
berInnenschutzgesetzes – immen-
se Bedeutung zukommen (Stich-
wort „Selbstreinigung“).

Praxistipps


